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gungssiluation im Rahmen ihres Verantwortungs­
bereiches berechtigt, in Einzelfällen den Bezug von 
Waren laut Anlage aus dem der Bevölkerung zur Ver­
fügung stehenden Warenfonds auch über die im § 3 
festgelegte Begrenzung hinaus zu ermöglichen, wenn
— damit die Initiative gesellschaftlicher Bedarfsträger 

zur Erweiterung und Verbesserung ihrer sozialen 
und kulturellen Leistungen unterstützt wird

— die Waren für öffentliche Tombolen und Sachwert­
lotterien benötigt werden.

(2) Die Direktoren der im Abs. 1 genannten Betriebe 
haben sich periodisch über den Umfang der von ihnen 
zu ermöglichenden Verkäufe von Waren aus dem der 
Bevölkerung zur Verfügung stehenden Warenfonds mit 
den zuständigen Räten der Bezirke, Abteilung Handel 
und Versorgung, abzustimmen und sind verpflichtet, 
ihnen gegenüber auf Anforderung über die jeweiligen 
Verkäufe zu berichten.

§ 6

(1) Die nach den Bestimmungen der §§ 3 bis 5 zu­
lässigen Wareneinkäufe durch gesellschaftliche Bedarfs­
träger sind in der Regel in Einzelhandelsgeschäften zu 
tätigen. Die zu handelnden Sortimente sowie die Ab­
wicklung der Warenbezüge ist zwischen den zuständi­
gen Groß- und Einzelhandelsbetrieben zu vereinbaren.

(2) Abweichend von den Regelungen des § 3 Abs. 3 
können die Räte der Kreise bzw. Städte, Abteilung 
Handel und Versorgung, für Einzelhandelsgeschäfte, 
die vorwiegend gesellschaftliche Bedarfsträger mit 
Bürobedarfsartikeln versorgen, in Abstimmung mit den 
zuständigen Groß- und Einzelhandelsbetrieben die fest­
gelegten Begrenzungen aufheben bzw. den gesellschaft­
lichen Bedarfsträgern in Einzelfällen den Bezug von 
Papiererzeugnissen in diesen Einzelhandelsgeschäften 
gestatten.

§7

Für den Bezug von Baustoffen gelten folgende Rege­
lungen:
— Beschluß des Präsidiums des Ministerrates vom

19. Januar 1961 zur Verbesserung der Versorgung der 
Bevölkerung mit Baumaterialien — Auszugsweise — 
(GBl. II S. 28)

— Beschluß vom 18. August 1966 über die teilweise Auf­
hebung cles Beschlusses des Präsidiums des Myü- 
sterrates vom 19. Januar 1961 zur Verbesserung der 
Versorgung der Bevölkerung mit Baumaterialien 
(GBl. II S. 591).

§ 8

Soweit nach speziellen preisrechtlichen Bestimmungen 
keine andere Regelung gilt, erfolgt der Verkauf zum 
Einzelhandelsverkaufspreis (EVP).

§9

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig Einkäufe oder vor­
sätzliche Verkäufe entgegen den Bestimmungen die­
ser Anordnung durchführt oder durchführen läßt, kann 
mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M be­
legt werden. 2

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1 aus 
Vorteilsstreben oder ähnlichen, die gesellschaftlichen 
Interessen mißachtenden Beweggründen oder wieder­

holt innerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ord­
nungsstrafe geahndet worden, kann eine Ordnungs­
strafe bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt den Vorsitzenden bzw. den Stellvertretern der 
Vorsitzenden der Räte der Kreise oder Städte.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen 
gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).

§10

Wird die Ware vorsätzlich entgegen den Bestimmun­
gen dieser Anordnung verkauft, können die Vorsit­
zenden bzw. die Stellvertreter der Vorsitzenden der 
Räte der Kreise oder Städte anstelle einer Ord­
nungsstrafmaßnahme gemäß § 9 Abs. 1 vom Direktor 
des Handelsbetriebes bzw. vom übergeordneten Leiter 
die Kürzung bzw. Streichung der Jahresendprämie des 
die Ordnungswidrigkeit Begehenden oder die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens bzw. den Ausspruch einer 
Disziplinarmaßnahme fordern.

§11

Verstoßen volkseigene Einzelhandels- bzw. sozialisti­
sche Großhandelsbetriebe gegen die Bestimmungen die­
ser Anordnung, sind diese verpflichtet, die aus dem 
Verkauf realisierte volle Einzelhandels- bzw. Großhan­
delsspanne als nicht selbst erwirtschafteten Gewinn zu 
behandeln und zusätzlich an den zuständigen Haushalt 
abzuführen. Als zuständiger Haushalt gilt für Betriebe, 
die einem bezirksgeleiteten Wirtschaftsorgan unterste­
hen, der Haushalt des Bezirkes und für die übrigen Be­
triebe der zentrale Haushalt.

§12

(1) Werden Waren entgegen den Bestimmungen die­
ser Anordnung

a) durch volkseigene Betriebe und Wirtschaftsorgane 
gekauft, sind diese verpflichtet, eine zusätzliche 
Abführung an den zuständigen Haushalt in Höhe 
des Kaufbetrages zu Lasten der Kosten zu entrich­
ten. Die zusätzliche Buchung als Kosten und die 
Abführung an. den zuständigen Haushalt haben 
auch dann zu erfolgen, wenn die Finanzierung des 
Kaufs außerhalb der Kosten durchgeführt wird 
(z. B. Investitionsfonds, Kultur- und Sozialfonds, 
Prämienfonds, Rationalisierungsfonds). Als zu­
ständiger Haushalt gilt für Betriebe und Wirt­
schaftsorgane, die einem örtlichen Rat unterste­
hen, der jeweilige Haushalt des örtlichen Rates 
und für die übrigen Betriebe der zentrale Haus­
halt

b) durch staatliche Organe und deren Einrichtungen 
gekauft, sind diese verpflichtet, den Kaufbetrag 
zusätzlich in den Ausgaben des betreffenden staat­
lichen Organs bzw. der Einrichtung zu sperren. Sie 
sind nicht berechtigt, den gesperrten Betrag für an­
derweitige Zwecke zu verwenden. Die von den 
örtlichen Räten und deren Einrichtungen zu sper­
renden Beträge sind an den zentralen Haushalt 
abzuführen. Dabei ist es ohne Bedeutung, welche 
Finanzierungsquelle für die Anschaffung dieser 
Waren eingesetzt wird (z. B. geplante Haushalts-^ 
mittel, Prämienfonds)


